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V

Vorwort zur 3. Auflage

Diesem Lehrbuch über „Deutsches und Europäisches Verfassungsrecht“ liegt eine in-
novative Lehrkonzeption zu Grunde, die die juristische Fakultät der Universität
Münster vor einigen Jahren erfolgreich etabliert hat: Die Prinzipien, Institutionen
und Verfahren des deutschen und des europäischen Verfassungsrechts werden gemein-
sam dargestellt.

Studierende können sich dadurch direkt am Beginn ihres Studiums mit einem Den-
ken im verfassungsrechtlichen Mehrebenensystem vertraut machen, anstatt zunächst
mehrere Semester primär nationales Recht zu studieren, wie es in der Regel noch üb-
lich ist. Ein solcher Studienverlauf bildet aber die historischen Entwicklungsschritte
der europäischen Integration didaktisch einfach nach, anstatt den heutigen Rechts-
stand von Anfang an in das Zentrum des Studiums zu stellen.

Das Lehrbuch hat den Anspruch einer systematischen und integrierten Darstellung
des deutschen und des europäischen Verfassungsrechts. Es besteht daher nicht aus
zwei nur lose miteinander verbundenen Einzelteilen. Stattdessen werden die deutsche
und die europäische Rechtslage weitgehend gemeinsam dargestellt, sodass Gemein-
samkeiten und Unterschiede im direkten Vergleich erkennbar und Doppelungen ent-
behrlich werden.

Themenauswahl und Gewichtung folgen der Examensrelevanz, die für das deutsche
Verfassungsrecht insgesamt höher ist als für das Europarecht. Das Lehrbuch konzen-
triert sich auf verfassungstheoretische Grundlagen und in einem verfassungsdog-
matischen Zugriff auf die zentralen Prinzipien, Institutionen und Verfahren. Im
Mittelpunkt stehen die verfassungsrechtlichen Funktionen der Institutionen statt Ein-
zelheiten von Kompetenzen und Verfahrensschritten. Durch diese Schwerpunkt-
setzung werden Studierende und Examenskandidaten entlastet.

Die Gesamtkonzeption des Lehrbuchs haben Fabian Wittreck und ich gemeinsam
entwickelt. Von den einzelnen Kapiteln haben erarbeitet:

Gernot Sydow: Kapitel 1, 4, 5, 8, 10, 11, 15 und 16,

Fabian Wittreck: Kapitel 2, 3, 6, 7, 9, 12, 13, 14 und 17.

Fabian Wittreck führt seine Mitwirkung an diesem Lehrbuch nicht weiter fort, son-
dern hat unser gemeinsames Werk von nun an in meine Hände gelegt. Ich danke ihm
sehr für die Zusammenarbeit in der Ausarbeitung dieses Lehrbuchs, für vorbereitende
Aufgaben an der 3. Auflage und nun auch für die gemeinsame Entscheidung zu dessen
Fortführung. Für die vorliegende Auflage sind seine Kapitel abschließend von mir
bearbeitet und aktualisiert, im Wesentlichen aber in der von ihm konzipierten Form
beibehalten worden.

Die freundliche Aufnahme dieses Lehrbuchs ermöglicht es, drei Jahre nach Erscheinen
der Erstauflage bereits die 3. Auflage vorzulegen. Das Lehrbuch wird nach demselben
integrativen Konzept durch eine Darstellung der Grundrechte und Grundfreiheiten
(Deutsches und europäisches Verfassungsrecht II) von Niels Petersen ergänzt, die
kürzlich in 2. Auflage erschienen ist. Als Ergänzung erscheint gleichzeitig mit der Neu-
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auflage des Lehrbuchs eine Fallsammlung: Gernot Sydow, Fälle zum Europarecht,
1. Auflage 2022 (ebenfalls C.H. Beck).

Am Entstehen des Lehrbuchs haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer
Lehrstühle intensiv mitgewirkt, darunter viele Studierende, die das neue Lehrkonzept
bereits aus ihren Vorlesungen und Arbeitsgemeinschaften kennen und ihre Erfahrun-
gen und Erwartungen an ein modernes Lehrkonzept eingebracht haben. Mein Dank
für die Mitwirkung an der 3. Auflage gilt Maike Herrlein, Fiene Kohn, Vera Kolb,
Silvia Marx, Caroline Nacke, Jan Niklas Nottebom, Jan Niermann, Nicholas Otto,
Felicitas Scholz, Pia Marie Siebert, Alban Spielkamp, Luise Teubner, Johanna Wer-
pers, Lena Westphal, Beyza Nur Yeşilyurt Dur, Philipp Ziemons und Lara Zölck.

Das Manuskript der dritten Auflage dieses Lehrbuchs wurde am Gedenktag des
Hl. Benedikt von Nursia abgeschlossen, den Papst Paul VI. mit dem Apostolischen
Schreiben Pacis nuntius (Friedensbote) zum Schutzpatron Europas erklärt hat.

Münster, am 11. Juli 2022 Gernot Sydow
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